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   140 Jahre nach ihrer Gründung
steht die Sozialdemokratie an einem Schei-
deweg: Schafft sie es, ihre soziale und de-
mokratische Tradition, die materielle und
gesellschaftliche Beteiligung derer, die
nichts als ihre Arbeitskraft haben, den Her-
ausforderungen des 21. Jahrhunderts den
Veränderungen entsprechend einzubrin-
gen, oder wird sie einen Weg beschreiten,
der diese Tradition aufgibt?

I. Die Fahne verbrannt?
Die aktuelle Regierungspolitik von SPD
und(!) Bündnis 90/Die Grünen stimmt we-
nig optimistisch, denn die materielle Betei-
ligung an der Reichtumsproduktion unserer
Epoche gerät mit der Agenda 2010 oder
auch der aktuellen Gesundheitsreform
nicht nur ins Hintertreffen, sondern wird
zum „Negativ-Ziel“ erklärt, weil in einem
ausgebauten sozialen Sicherungssystem
geradezu ein Hindernis für die Wirksamkeit
rot-grüner (Wirtschafts-)Politik gesehen
wird.
Und nicht nur dass die Mehrheit der Arbei-
terklasse nicht mehr überwiegend auf die
Sozialdemokratie orientiert (so das frühere
Diktum nach Wolfgang Abendroth), sondern
die Sozialdemokratie selbst orientiert im
eigenen Verständnis nicht mehr überwie-
gend auf die Arbeiterklasse (unabhängig
davon, dass die überwiegende Mehrheit
klassentheoretisch der, wenn auch moder-
nisierten, Arbeiterklasse zugehörig ist), son-
dern sie rückt mit ihrer Politik der „Neuen
Mitte“ ihren Fokus gerade auf diejenigen,
von denen sie glaubt, dass sich ihr Verständ-
nis von politischem Handeln von den An-
forderungen der „Arbeiterklasse“ enthoben
habe.
Die Regierung Schröder perfektioniert
zudem die Auslagerung der Debatte über
politische Grundlinien von einer Experten-
kommission in die nächste, um anschlie-
ßend mit einem Basta das Entscheidungs-
Primat des Kanzlers und Parteivorsitzenden
einzufordern. Diese Politikform diskreditiert
nicht nur die innerparteiliche Diskussions-
kultur, sondern stellt auch neue Anforderun-

gen an eine oppositionelle Politikentwick-
lung, die sich selbst deutlich näher in sozial-
demokratischer Traditionen sieht als dieje-
nigen, die im Namen der SPD dann Politik
exekutieren bzw. öffentlich wahrnehmbar
kommunizieren können. Doch was nutzt es,
„Wahrheit und Moral“ auf seiner Seite zu ha-

ben, wenn diese weder politikwirksam,
noch öffentlich als ernsthafte Alternative
wahrgenommen wird?

Steine aus dem Glashaus?
Während Bündnis 90/Die Grünen als real-
politischer Koalitionspartner die Agenda
2010-Politik und manch anderes mitmacht,
wenn nicht sogar übertrifft, verstolpert die
PDS Vorlage um Vorlage der Regierungpar-
teien und ergeht sich in permanenter Na-
belschau (vgl. hierzu die Beiträge im
Schwerpunkt von Hoff zur PDS und Linge-
mann zu Bündnis 90/Die Grünen).
Wer im Glashaus sitzt, sollte nur dann mit
Steinen schmeißen, wenn dies Erfolg ver-

spricht, aus dem Glashaus ausbrechen zu
können. Die Kräfte, die Mitte der 1990er
Jahre den crossover-Prozess der Linken ini-
tiierten, konnten ihre Positionen in den je-
weiligen Parteien kaum ausbauen. Ihre
programmatischen Impulse wurden zwar
zur Kenntnis genommen, ihre Vertretung in

Mandaten und Funktionen ist jedoch in al-
len drei Parteien geringer geworden
Wenn drei Schwache sich stützen, wird
daraus nicht zwingend eine starke Konstel-
lation, zumal dann nicht, wenn sie Gefahr
laufen, in den vorherrschenden Kräftever-
hältnissen zermalmt zu werden. Denn
selbst wenn sich alle „gutwilligen“ Linken,
SozialistInnen, MarxistInnen, etc. zusammen
tun wollten, um eine (!) neue Partei zu grün-
den, so wären nicht nur die Fragen der pro-
grammatischen und strategischen Kohä-
renz sowie der materiellen und personellen
Ressourcen zu klären, sondern vor allem ob
es in einem Umfeld stattfindet, das in die-
ser Gründung eine Artikulationsmöglich-
keit eigener Forderungen und Positionen
sieht. Gesellschaftliche Bewegung und auf
den Parlamentarismus bezogene Partei-
gründung müssen einander ergänzen und
befördern, damit ein solches Unterfangen
erfolgreich sein kann.
Wir sehen nicht, dass gegenwärtig eine der-
artige gesellschaftliche Konstellation be-
steht, selbst wenn eine programmatische
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und personelle Zuspitzung gelänge. Weder
gibt es aus den traditionellen sozialen Be-
wegungen, noch aus den neuen Bewegun-
gen wie attac das Bedürfnis, sich zumindest
so weit auf eine parteiliche Organisations-
form einzulassen, wie es Ende der 1970er
Jahre bei den Bewegungen und Initiativen
war, aus denen heraus seinerzeit die Grü-
nen gegründet wurden.
Mit anderen Worten: die Position der sozia-
listischen Linken, die zur Zeit in der Sozial-
demokratie organisiert ist, würde sich nicht
in einer anderer Par-
tei, die zudem inhalt-
lich und strategisch
anders akzentuiert
wäre, verbessern, ge-
schweige denn, dass
die Gründung einer
neuen Partei von Er-
folg gekrönt wäre.
Wer gegenwärtig mit
dem Gerede einer
vermeintlich not-
wendigen Partei-
gründung von links
umhergeht, trägt zur
weiteren Marginalisierung der sozialisti-
schen Linken innerhalb wie außerhalb der
SPD bei, statt diese zu stärken. Derlei Unter-
fangen vermag bestenfalls persönliche Zy-
nismen oder Eitelkeiten zu befriedigen,
nutzt aber nur der Verengung des politi-
schen Diskurses in den bisherigen Parteien.

Gibt es das „strukturelle Dilemma“ der
SPD-Linken?
Zuweilen wird die Frage aufgeworfen, ob es
nicht ein strukturelles Dilemma gibt, das
darin bestehe, dass die Linke in der SPD auf-
grund der vorherrschenden Bedingungen
letztlich eher zur Integration bzw, Befrie-
dung kritischen Potenzials beiträgt, statt es
für eine andere Politik zu bündeln. Diese
Frage greift das Phänomen z. B. in der Parla-
mentarischen Linken der SPD-Bundestags-
fraktion oder auch auf dem SPD-Sonderpar-
teitag auf, dass nach anfänglich heftiger Kri-
tik schließlich doch breite Mehrheiten für
die vorher kritisierte Politik hergestellt wer-
den.
Skizzieren wir deshalb kurz die zwei Ex-
trempunkte in den Verhaltensmustern der
Linken innerhalb der Sozialdemokratie:
• Wenn wir es nicht machen, machen es
die anderen – und das wird noch schlim-
mer....
Das ist das Verhalten derjenigen, die man
als Regierungslinke bezeichnen kann. Ihre
Motivation, die Regierung selbst da zu un-
terstützen und auch bei „Reformvorhaben“
mitzuwirken, die anerkannt unsozialdemo-
kratisch sind, speist sich aus der Vorstellung,
dass die Linke durch Mittun Schlimmeres
(nämlich Merz, Westerwelle & Co.) verhin-
dern müsse, einen Gestaltungsauftrag in
Zeiten der Globalisierung habe, weil es mit

der Umverteilung nicht so weitergehen
könne, wie früher.
Diese Position findet sich ausgeprägt bei
vielen MandatsträgerInnen innerhalb der
Partei, die sich oft auch ganz individuell in
der Zwickmühle sehen, Entscheidungen
mitzutragen, die sie eigentlich kritisch be-
urteilen.
• „Wir sind die Aufrechten und kämpfen
bis zum letzten Genossen...“
Dieses Muster der Verteidigungshaltung
findet sich nicht nur bei „alten Linken“, son-

dern auch bei den „al-
ten SPD-Rechten“, die
wenig mit antikapita-
listischer Analyse ge-
mein hatten, aber
durch die Kraft des
faktischen Abbruchs
„ihres Reformprojek-
tes“, nämlich dem
Aufbau eines auf Ver-
teilung orientierten
Sozialstaats, auf der
Seite der Linken
wieder finden. Vertre-
terInnen dieser Posi-

tion zeichnen sich dadurch aus, dass sie
nicht nur unverdrossen auf die Überlebens-
fähigkeit und –notwendigkeit traditioneller
sozialstaatlicher Strukturen hinweisen, son-
dern deren innerparteiliche Strategie sich
weitgehend darin erschöpft, die inhaltliche
Verlotterung und Neoliberalisierung in der
SPD zu entlarven. Erhofft/erwartet wird eine
Katharsis ggf. in der Opposition, an dessen
Ende die geläuterte Linke steht.
In der allgemeinen Medienlandschaft wer-
den die einen als „linke Modernisierer“ und
die anderen als „Traditionalisten“ bezeich-
net. Für beide Muster gilt sicher der Vor-
wurf, dass sie den strukturellen Zwängen
der Anpassung Vorschub leisten. Die erst-
genannten deshalb, weil ihre individuellen
Zustimmungsbegründungen derart über-
hand nehmen, dass die darunter liegenden
ursprünglichen Ziele mehr und mehr ver-
deckt werden. Die Integration kritischen
Potenzials wird damit letztlich zum erklär-
ten Ziel eigenen Handelns, weil alles ande-
re die Legitimation des eigenen, zustim-
menden Handelns in Frage stellen würde.
Das zweite Verhaltensmuster kapselt das
kritische Potenzial ab, weil es innerhalb der
Partei nur begrenzt „anschlussfähig“ ist –
denn wer will sich schon ständig be-
schimpfen oder als „neoliberal“ entlarven
lassen (gerade dann, wenn die Vorwürfe
eine gewisse Berechtigung haben)? Kriti-
sches Potenzial verpufft hier also wirkungs-
los, noch schlimmer, es trägt selbst zur ei-
genen Ausgrenzung bei.
Dass die Realität nicht so schlicht ist, wie
hier dargestellt wurde, wissen alle, die sich
in ihrem Handeln immer wieder prüfen
und dabei sowohl das erste, wie das zweite
Verhaltensmuster in sich spüren.

Wer beiden extremen Verhaltensmustern
entgehen will und sich entschieden hat,
dass es weiterhin eine Möglichkeit des ei-
genen Handelns innerhalb der real existie-
renden Sozialdemokratie gibt, der muss ne-
ben der erforderlichen hartnäckigen Kritik
an den bestehenden Verhältnissen auch
nachweisen, dass er/sie Alternativen auf der
Höhe der Zeit zu entwickeln in der Lage ist
und den Willen hat, durch hartnäckiges
Agieren den gesellschaftlichen Handlungs-
korridor in Richtung radikalreformerischer
Politik wieder auszuweiten. Und dazu ge-
hört neben der inhaltlichen Fundierung ein
größeres Maß an Organisation (zu Vernet-
zung wie Herstellung von Verbindlichkeit
und Zuverlässigkeit), Kommunikation (zur
Vergewisserung, zur Ermutigung, zur ge-
meinsamen Revision und Neuformulie-
rung), individueller und kollektiver Leiden-
schaft, sowie auch die erforderlichen
„Machtmittel“ wie Funktionen und Manda-
te.
Die Antwort der Linken kann also weder da-
rin liegen, nun noch energischer an ein ver-
loren gegangenes „Klassenbewusstsein“ zu
appellieren oder die Massen von ihrem
„ausgebeuteten Dasein“ zu überzeugen,
ganz zu schweigen davon, sich allein als Hü-
terin sozialdemokratischer Grundwerte auf-
zuspielen. Sie muss zeitgemäße Antworten
auf veränderte Bedingungen geben, die ge-
eignet sind, die Bedingungen zu verändern,
statt sich den Bedingungen anzupassen.

II. Warum es weiterhin notwendig ist, in
der SPD mitzuarbeiten
Modisch geworden ist ja – nicht nur in Tei-
len der Medien, sondern ebenfalls in Wis-
senschaft, Kultur und Politik – ein Verständ-
nis von gesellschaftlicher Entwicklung, in
der man selbst entweder als unbeteiligter
Beobachter und Berichterstatter wohlfeile,
vermeintlich objektive Empfehlungen ab-
gibt oder glaubt, unterschiedliche Positio-
nen nur moderieren zu müssen, ohne dabei
selbst handelnde Person zu sein. Ebenfalls
verbreitet ist die Vorstellung, dass das be-
herzte Durchgreifen des Machers die Pro-
bleme löse und Parteien lediglich die Auf-
gabe haben, diesen Machern zu folgen und
für seine Durchschlagskraft zu werben.
Beide Vorstellungen sind gleichermaßen
naiv.
In 25 Jahren spw-Geschichte war die Orien-
tierung auf die Sozialdemokratie ein be-
ständiger Pfeiler. Im gleichen Maße haben
wir aber Wert darauf gelegt, dies nicht apo-
diktisch fest zu legen, sondern uns immer
wieder der Handlungsmöglichkeiten in ihr
zu versichern. Gleichzeitig haben wir unse-
re Aufgabe darin gesehen, die eigenen or-
ganisationspolitischen Begrenzungen zu
überschreiten und uns mit denjenigen in
eine Diskussion zu begeben, die in anderen
Parteien und Organisationen für vergleich-
bare Ziele stritten, um uns in einem pro-
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duktiven Streit über Ziele und Chancen ra-
dikalreformerischer Politik zu verständigen.

Kräfteverhältnisse, Interessen und poli-
tisches Handeln
Die Linke, die sich immer wieder analysie-
rend ihres gesellschaftlichen Umfelds, der
Umbrüche und sich ihrer Verankerung in
den veränderten Bedingungen vergewis-
sert, also nicht voluntaristisch von den Er-
eignissen getrieben mal dieser und mal je-
ner Erscheinung nachhechelt, dürfte des-
halb von der aktuellen Entwicklung der So-
zialdemokratie aus mehreren Gründen
nicht wirklich überrascht sein:
• Mit der Akzeptanz der parlamentari-
schen Demokratie als entscheidendes Feld
der politischen Auseinandersetzung war
immer auch verbunden, dass die dort agie-
renden Parteien innerhalb eines bestimm-
ten, gesellschaftlichen Kodex agieren müs-
sen, wenn sie nicht als sektiererisch aus
dem parlamentarischen Rahmen ausge-
grenzt werden sollen;
• Dieser gesellschaftliche Kodex ist ein
umstrittener und damit veränderbar, aber
eben entsprechend der vorhandenen Kräf-
teverhältnisse, der gesellschaftlich wirksa-
men, mit Macht ausgestatteten Interessen.
• Vor diesem Hintergrund agiert auch die
Sozialdemokratie als „Volkspartei“ immer
als eine Partei, die auf die gesellschaftliche
Mehrheit (also das, was sich unter den Be-
dingungen der Machtverteilung als mehr-
heitlich konsensfähig hinsichtlich z. B. der
individuell wirksamen Lebensweisen und
Interpretationsmuster gesellschaftlich kon-
struieren lässt) hin orientiert.
• Das heißt: in dem Maße, wie sich z. B. ein
„klassisches“ Konfron-
tationsverhältnis zwi-
schen Arbeit und Ka-
pital nicht mehr ge-
sellschaftlich mehr-
heitsfähig artikulieren
lässt (unabhängig
davon, dass es
weiterhin wirksam
ist), wird auch die So-
zialdemokratie von
diesem Interpretati-
onsmuster absehen und sich anderen ge-
sellschaftlichen Deutungen und Politikmus-
tern zuwenden.
Wir haben diesen Prozess mehrfach in spw-
Schwerpunkten sowie aktuellen Beiträgen
beschrieben.
Dies festzuhalten bedeutet weder, die vor-
gefundenen Verhältnisse klaglos als gesetzt
und unveränderbar zu akzeptieren, ge-
schweige denn dies zu begrüßen, sondern
sagt etwas über die vorhandene Wirklich-
keit aus, die von den gesellschaftlichen
Kräften (wenn auch z. T. hinter ihrem Rü-
cken) erzeugt wurde. Insofern sprechen die
Verhältnisse natürlich auch von Erfolg und

Misserfolg der politischen Linken, also auch
davon, wo wir als handelnde Akteure ge-
scheitert oder unter unseren Möglichkeiten
geblieben sind.
Ob und in wie weit SozialistInnen heute
noch ihr Betätigungsfeld in der Sozialde-
mokratie haben, hängt deshalb nicht allein
davon ab, auf was „die Arbeiterklasse“ im
Wahlakt oder qua Beitritt „orientiert“, son-
dern von der Einschätzung der gesellschaft-

lichen Kräfteverhält-
nissen insgesamt.
Deshalb organisiert
sich die sozialisti-
sche Linke nicht nur
in der SPD, sondern
auch in anderen Or-
ganisationen und Be-
wegungen, nicht
zuletzt auch in den
Gewerkschaften.
Die Vorstellung, dass

die sozialistische Linke die Politik der SPD
dominiere, war zumindest nach 1945 illusi-
onär. Sicher konnte sie punktuell program-
matische Impulse geben und hat
zumindest innerparteilich eine gewisse
Machtfunktion ausüben können. Über die
lange Frist gesehen war die Linke innerhalb
der SPD nominell aber immer eine Minder-
heitengruppierung.
Politisch prägend wurde sie dann, wenn es
ihr gelang, in dialogischer Auseinanderset-
zung zwischen außerparlamentarischer Be-
wegung und Partei eine Brücke zu bilden
zwischen dem „Zentrum“ der Parteiführung
einerseits und den gesellschaftlichen Kräf-

ten andererseits, die auf eine Veränderung
der bestehenden Verhältnisse drängten.
Die Aufgabe für die Linke in der SPD bleibt
deshalb vor allem darin zu sehen, innerhalb
der Sozialdemokratie den gesellschaftli-
chen Diskurs mit dem Widerständigen auf-
recht zu erhalten. Und kluge ZeitgenossIn-
nen in der Sozialdemokratie wissen auch
um den Wert und die Notwendigkeit dieser
Brückenfunktion.
Die Positionsbestimmung beruhte nun also
zum ersten auf dem Ausschluss der Organi-
sationsmöglichkeit in einer anderen oder
neuen Partei sowie zum zweiten auf der
grundsätzlichen Akzeptanz einer Brücken-
funktion zwischen widerständiger sozialer
Bewegung einerseits und Sozialdemokratie
andererseits. Diese Entscheidung ist natür-
lich eine, die auf Grundlage der aktuellen
Kräfteverhältnisse zu überprüfen ist. Wie
heißt es noch so schön im Godesberger
Programm: „Der Sozialismus ist eine ständi-
ge Aufgabe“.

III. Mehr aus den vorhandenen Möglich-
keiten machen!

Ein Arbeitsprogramm für die SPD-Linke
Die Linke in der SPD sollte sich auf ein Ar-
beitsprogramm verständigen, das unter-
schiedliche zeitliche und inhaltliche Di-
mensionen umfasst:
1. Programmatisch muss der Diskurs um
die Entwicklung eines Gegenmodells zur
neoliberalen Globalisierung voran getrie-
ben werden. Ein Politikmodell, das dazu ge-
eignet ist, ist das der Nachhaltigkeit. Wie
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das neoliberale Modell im Weltmaßstab alle
gesellschaftlichen Bereiche zu durchdrin-
gen sucht und dem Konkurrenzprinzip des
Marktes und dem Prinzip der Kapitalver-
wertung unterwerfen will, geht es im Mo-
dell nachhaltiger Entwicklung darum, alle
gesellschaftlichen und politischen Entwick-
lungen am Prinzip der Nachhaltigkeit zu
messen. In diesem Kontext muss eine Klä-
rung wesentlicher Fragen erfolgen:
• Wie kann der ur-sozialdemokratische Be-
griff der Solidarität zeitgemäß buchstabiert
werden? Gemeint ist hier nicht nur die Di-
mension angesichts der Veränderung in den
Lebensweisen der Menschen, der demografi-
schen Entwicklung, sondern auch die eman-
zipatorische zwischen den Geschlechtern.
• Wie kann gesellschaftliche Handlungs-
fähigkeit sowohl finanziell als auch demo-
kratisch sichergestellt werden? Dazu gehö-
ren neben den Feldern der Staatsfinanzen
und des Steuerwesens auch die der Finan-
zierung des Sozialversicherungssystems
und der Reproduktion der natürlichen Le-
bensgrundlagen, schließlich auch nach den
unterschiedlichen Ebenen inner- und zwi-
schenstaatlichen sowie staatlichen Han-
delns überhaupt.
• Wie kann eine globale Politik etabliert
werden, die gegen die ökonomischen und
sicherheitspolitischen Interessen der Groß-
mächte die Entwicklungsperspektiven der
Einen Welt durchsetzt? Dazu gehören so-
wohl die Fragen nach den Veränderungsan-
forderungen an die internationale Entwick-
lungspolitik, die Neu-
definition von Si-
cherheitsinteressen
und der Sicherung
der ökologischen Le-
bensgrundlagen und
des Klimas sowie die
Rolle internationaler
Organisationen.
• Und schließlich:
Welche Wachstums-
felder können in ei-
nem Modell Nachhaltiger Entwicklung die
produktive Basis für eine entwickelte Ge-
sellschaft darstellen? Wo sind staatliche In-
vestionen, Lenkungen und Subventionen
erforderlich, nützlich oder schädlich? Wie
können die Potenziale an Bildung und Ar-
beitskraft sowie Natur entwickelt und ge-
sellschaftlich sinnvoll wirksam werden?
Es wird weitgehend bei uns liegen, über die
Gliederungen und Parteigremien oder Ar-
beitsgemeinschaften, in denen wir vertre-
ten sind, diese Debatte einzufordern und zu
organisieren.
2. Mittelfristig, d. h. bis zur Vorbereitungs-
phase auf den Bundestagswahlkampf müs-
sen wir organisatorisch DL21 in den Stand
versetzen, den innerparteilich Einfluss zu er-
höhen.
Es kommt nun für uns darauf an, einerseits
das Bündnis mit der Mitte dort zu suchen,

wo inhaltliche Kompromisse möglich sind
(wie z. B. bei der Bürgerversicherung und
der Erbschaftssteuer), andererseits aber
auch erkennbare Alternativen zum herr-
schend Mainstream öffentlich deutlich zu
machen.
Wir müssen mehr aus unseren bereits vor-
handenen Möglichkeiten machen und die
vorhandenen linken Strukturen stärken. Wir
haben bereits lose verbundene Regional-
strukturen von DL21 in Mecklenburg-Vor-
pommern, in Schleswig-Holstein, Bremen,
Hessen, Bayern und bald auch in NRW.
Darüber hinaus gibt es noch eine Reihe lin-
ker Gruppen und Zirkel, die sich zumeist re-
gional oder lokal engagieren, aber ohne
landespolitische und bundespolitische
Rückkoppelung sind.
Wir rufen deshalb nicht nur zum Eintritt in
DL21 auf, sondern wollen auch den schrittwei-
sen Aufbau regionaler Strukturen unterstüt-
zen. Als inhaltliche Plattform sollte das Inter-
net-Angebot sowie die Zeitschrift spw stärker
genutzt werden als in der Vergangenheit;
3. Wir müssen mit Blick auf den fälligen
Generationswechsel bei den kommenden
Bundes- und Landtagswahlen sowie den
SPD-Vorständen einen Personal-Pool auf-
bauen.
Voraussetzung hierfür ist nicht nur der ge-
zielte Aufbau von Nachwuchskräften z. B.
unter bewusster Nutzung innerparteilicher
oder parteinaher Angebote, sondern natür-
lich auch (s. o.) eine verbesserte Vernetzung
der vorhandenen Strukturen. Zu überlegen

wäre auch, ob nicht
wie schon einmal vor
30 Jahren die Phase
der KandidatInnen-
aufstellung für den
Bundestag stärker po-
litisiert und durch
entsprechendes Ma-
terial unterstützt wer-
den könnte.
Bei den Neuwahlen
zum SPD-Parteivor-

stand wird es sicher nicht zu einer breit an-
gelegten personellen Erneuerung kom-
men. Was die Wahlen zu den Stellvertretern,
dem PV angeht, stehen die Zeichen mehr
auf Kontinuität, denn auf Wechsel. Das ist
problematisch, ohne dass die Leistung ein-
zelner Akteure gemindert werden soll. Die
SPD muss endlich lernen, dass der Aufbau
von neuen Spitzenleuten Jahre in Anspruch
nimmt. Wir werden uns dafür einsetzen,
dass sich hier eine Allianz der Vernunft –
über alle Strömungen – zusammenfindet,
die eine schrittweise auch personelle Er-
neuerung des Parteivorstands sicher stellt.

Die Zeit zwischen den Parteitagen nut-
zen – oder „Wichtig ist auf‘m Platz“
Kurzfristig geht es darum, bereits zum or-
dentlichen SPD-Bundesparteitag Hand-
lungsfähigkeit unter Beweis zu stellen.

Das grundsätzliche o.k. der Partei für die
Grundlinien der Agenda 2010 auf dem Son-
derparteitag der SPD am 1. Juni, wird in sei-
nen Folgen erst in den nächsten Wochen
und Monaten konkret. Dennoch wird die
verstimmte Partei, wird die Partielinke
nicht genügend Gewicht auf die Waagscha-
le bringen, um die Unzulänglichkeiten der
Reform noch zu bessern. Das ist natürlich
darin begründet, dass die Große Konsens-
runde aller Parteien dazu führt, dass nicht
jede Stimme des Regierungslagers zählt.
Das liegt aber nicht zuletzt daran, dass die
Linke ihr Pulver auf dem letzten Parteitag
und im Vorfeld dieses Parteitages verschos-
sen hat. Wir haben derzeit keine glaubwürdi-
ge „Drohkulisse“. Die Partei ist nicht aufge-
bracht und umstürzlerisch. Sie ist resigniert
oder akzeptiert die Vorgaben der Spitze.
Die Teile der SPD-Linken, die den Agenda-
Prozess an Instrumente gekoppelt hatten
wie das Mitgliederbegehren oder die Dro-
hung mit Neinstimmen im Bundestag, kön-
nen nicht erneut in dieser Weise agieren.
Beides konnte nicht oder wird nicht gehal-
ten werden können. Und so sind wir derzeit
alle nur nach vorne hin handlungsfähig. Wir
können gestalten, wo es um die Ausformu-
lierung von Perspektiven für die nächsten
Jahre geht. Die Arbeiten am Perspektivan-
trag zum nächsten Parteitag im November
laufen auf Hochtouren. Die Linke organisiert
sich hier bereits intensiv. Wir werden einen
eigenen Antrag zum Themenkomplex „In-
novations- und Strukturpolitik“ formulieren
und damit in die Debatte um die Wieder-
belebung eines mittelfristigen rot-grünen
Reformprojekts einzusteigen.
Die Tagung am 06. September in Frankfurt,
die der SPD-Bezirk Hessen-Süd organisiert,
soll dafür einen wichtigen Beitrag liefern.
Und schließlich wird vom 26.-28. Septem-
ber die Herbsttagung von DL21 (mit Ver-
einsversammlung am Freitagabend) in Ber-
lin stattfinden. Hier wollen wir die bis dahin
formulierten Beiträge für den November-
Parteitag bündeln und unsere Strategie ab-
sprechen. Es lohnt sich also, dort dabei zu
sein.

Wir müssen mehr aus
unseren bereits

vorhandenen Möglichkei-
ten machen und die
vorhandenen linken
Strukturen stärken.
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